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Soziale Marktwirtschaft 
in der Sinnkrise

Die jüngsten Umfrageergebnisse zur Akzeptanz der Sozialen Marktwirtschaft 
sind alarmierend: Nur noch 31% der Bevölkerung haben von der Sozialen 

Marktwirtschaft in Deutschland eine gute Meinung und nur 13% halten die wirt-
schaftlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik für gerecht – so die Ergebnisse 
einer repräsentativen Umfrage im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, der Heinz 
Nixdorf Stiftung und der Ludwig-Erhard-Stiftung. 60 Jahre nach ihrem Beginn 
scheint die Soziale Marktwirtschaft in einer tiefen Sinnkrise zu stecken: Ist eine 
Wirtschaftsordnung, die von drei Vierteln aller Bürger als ungerecht empfunden 
wird, mit dem Adjektiv „sozial“ noch passend beschrieben? 

Versucht man die Gründe für diesen zunehmenden Vertrauensverlust in die So-
ziale Marktwirtschaft näher zu ergründen, der zugleich ihre Berechtigung oder zu-
mindest ihre aktuelle Ausgestaltung in Zweifel zieht, hilft eine Überlegung, die der 
Freiburger Ordnungsökonom Viktor Vanberg als das „Paradoxon der Marktwirt-
schaft“ bezeichnet hat. Danach stimmt zwar die empirische Beobachtung, dass 
die Soziale Marktwirtschaft von den Bürgern vielfach als ungerecht empfunden 
wird, ihre Effi zienz und Produktivität – gerade in Abgrenzung auch zu planwirt-
schaftlichen Modellen – wird aber auch in Umfragen keinesfalls in Zweifel gezo-
gen. Oder anders formuliert: Die Marktwirtschaft ist zwar unter allen bekannten 
Wirtschaftsordnungen die bei weitem produktivste und wird als solche auch von 
den Menschen anerkannt, bleibt aber dennoch ungeliebt. Erklärbar wird dieser 
Widerspruch wohl am ehesten dadurch, dass Menschen zumeist die konkreten 
Ergebnisse – und im Zweifel diejenigen, die sie selbst betreffen – als Maßstab zur 
Beurteilung der Wirtschaftsordnung heranziehen und nicht so sehr die allgemeinen 
Regeln und Verfahren, die der Wirtschaftsordnung zugrunde liegen. Hingegen war 
es aber gerade die Einsicht der Väter der Sozialen Marktwirtschaft, dass es sowohl 
effi zienter wie auch fairer ist, die Gestaltung allgemeiner und gerechter Regeln für 
das Wirtschaftsleben zu realisieren anstatt eine nachträgliche interventionistische 
Änderung des Marktergebnisses zu befördern. In Analogie zum Fußballspiel hat es 
Ludwig Erhard in seinem Beststeller „Wohlstand für alle“ treffend formuliert: „Das 
Fußballspiel folgt bestimmten Regeln, und diese stehen von vornherein fest. Was 
ich mit einer marktwirtschaftlichen Politik anstrebe, das ist … die Ordnung des 
Spiels und die für dieses Spiel geltenden Regeln aufzustellen.“

Nun kann man darüber spekulieren, warum diese eigentlich so offensichtli-
che Einsicht, dass es sinnvoller ist, gesellschaftlich wünschenswerte Regeln für 
Marktprozesse aufzufi nden und rechtlich durchzusetzen, als im Einzelfall dis-
kretionär einzugreifen (und damit letztlich den Marktmechanismus selbst aus-
zuhebeln), in der individuellen Beurteilung der Wirtschaftsordnung eine so ge-
ringe Rolle spielt. Mit Friedrich A. von Hayek kann man hier einen kulturell be-
dingten Kategorienfehler vermuten. Hayek argumentiert – und diese Sicht wird 
durch aktuelle Forschungen der Sozialpsychologie gestützt –, dass Menschen 
nicht selten Gerechtigkeitsprinzipien aus ihnen vertrauten Situationen (z.B. der 
Familie oder des näheren Umfeldes) auf Situationen übertragen, auf die sie nicht 
adäquat angewendet werden können: Das anonyme Zusammenspiel der einzel-
nen Marktakteure im Wettbewerbsprozess kann eben nicht mit den Moralvorstel-
lungen, wie sie uns in kleinen Gruppen „face-to-face“ begegnen (Hayek spricht 
hier von der „Moral der kleinen Horde“), gesteuert werden – auch wenn wir uns 
dies wünschen würden. Ob daraus dann aber abzuleiten ist, dass die Forderung 
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nach „sozialer Gerechtigkeit“ (im Sinne individueller Moralvorstellungen) einen 
zu überwindenden Anachronismus darstellt – wie Hayek vermutete – bliebe zu 
diskutieren. Vielleicht ist es gerade ein Grundzug moderner Gesellschaften, dass 
diese Spannung zwischen der erlebten „Kleingruppenmoral“ und insbesonde-
re den systemischen Zwängen marktlicher Prozesse der „offenen Gesellschaft“ 
(Popper) immer wieder Konfl ikte hervorbringen wird.

Doch wäre es zu wenig, die Ursache für die Sinnkrise der Sozialen Marktwirt-
schaft lediglich als individuellen Kategorienfehler in der Anwendung von Gerech-
tigkeitsprinzipien abzutun. So wichtig es ist, auch wissenschaftlich immer wieder 
darauf hinzuweisen, dass moderne Marktgesellschaften eben nicht durch indivi-
dualethische Appelle zu steuern sind, sondern einer sozialethisch begründeten 
Struktur bedürfen (eine Einsicht, die man auch bei aller berechtigten Kritik am 
Fehlverhalten einzelner Manager im Blick behalten sollte), so sind die Ursachen 
für den Vertrauensverlust in die Soziale Marktwirtschaft wohl auch noch anders 
gelagert.Soziale Marktwirtschaft war immer mehr als nur ein Modell zur Organisa-
tion wirtschaftlicher Prozesse. Sie bedeutete zugleich immer auch Gesellschafts-
politik „jenseits von Angebot und Nachfrage“ (Röpke). Der Markt war dabei ledig-
lich ein, wenn auch unentbehrliches Mittel zur Erreichung gesellschaftlicher Zie-
le. Diese Sicht der Dinge hat in den vergangenen Jahrzehnten aufgrund geringer 
werdender politischer Gestaltungsräume in einer globalisierten Wirtschaftswelt 
zu „ordnungspolitischen Frustrationen“ geführt. Politik erfährt sich immer weni-
ger als Gestalter, sondern mehr und mehr als Korrekturbetrieb eines weltweiten 
Marktes (wie die momentane Debatte um die Energiepreise eindrucksvoll und 
ernüchternd belegt). Kann man es den Bürgern dann verdenken, dass sie zur Re-
alisierung von Gerechtigkeit von einem Konzept der Sozialen Marktwirtschaft nur 
wenig erwarten, wenn auch die Politik kaum Gestaltungsmöglichkeiten hat? 

Hier ist eine Wende im Denken gefordert: Trotz der unübersehbaren Schwierig-
keiten der Regelsetzung in einer globalisierten Welt liegt die bleibende politische 
Aufgabe darin, dass der Staat – vermehrt auch mittels supranationaler Strukturen 
–  dem ökonomischen System Bedingungen seiner Funktionsweise setzt. Natio-
nalstaatlich kommt dabei einer an Teilhabe orientierten qualitativen Sozialpolitik 
entscheidende Bedeutung zu. Es geht darum, dass jeder und jede die Chance 
erhält, seine Fähigkeiten in Markt und Gesellschaft einzubringen. Die Befähigung 
durch Ausbildung, politische Bildung und die Integration in das soziale Gefüge 
sind die vordringlichen Aufgaben der zukünftigen Sozialpolitik. 

Doch nicht nur die Politik ist gefordert, dem Vertrauensverlust in die Soziale 
Marktwirtschaft entgegenzuwirken, sondern auch die Wissenschaft. Eine öko-
nomische Theorie, die sich im Wesentlichen als eine hochspezialisierte und 
formalisierte Wissenschaft versteht, läuft Gefahr, die eigentliche Aufgabe wirt-
schaftswissenschaftlichen Denkens aus dem Auge zu verlieren: Die Analyse 
und Gestaltung wirtschaftlicher Prozesse, um so eine dem Menschen dienliche 
„funktionsfähige und menschenwürdige Ordnung“ (Eucken) zu ermöglichen. 
Folglich ist das erste Kriterium der Wirtschaftspolitik nicht Effi zienz, sondern Ge-
rechtigkeit – ein Maßstab der aber eben nicht formal abstrakt, sondern nur sozi-
alwissenschaftlich erarbeitet werden kann. Die lange vernachlässigte Förderung 
wirtschafts- und ordnungspolitischer Kompetenz in Studium und Forschung wird 
wohl von ökonomischer Seite die wichtigste Aufgabe sein, um sich dem wach-
senden Vertrauensverlust in die Soziale Marktwirtschaft argumentativ entgegen 
stellen zu können.  

Nils Goldschmidt hat eine Vertretungsprofessur für Sozialpolitik und 
Organisation Sozialer Dienstleistungen an der Universität der Bundeswehr München

nils.goldschmidt@unibw.de


